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Privatisierungsmodelle in Mittelosteuropa

von Jens Lowitzsch, Berlin

1. Einleitung

Der Übergang von real-sozialistischen zu postkommu-
nistischen Gesellschaften – die Systemtransformation –
unterscheidet sich signifikant von dem in anderen Trans-
formationsgesellschaften dieses Jahrhunderts. Politisch
konstitutionelle Modernisierungsprozesse waren sowohl
in der Nachkriegsära, während der Erweiterung der Eu-
ropäischen Union, in Lateinamerika, als auch hinsicht-
lich der sieben asiatischen „Tiger“ charakteristisch für
den System- als Regimewechsel. Dagegen findet in den
Transformationsländern Ost-, Ostmittel- und Südosteu-
ropas gleichzeitig ein grundlegender sozial-ökonomi-
scher Umbruch statt: die Eigentumstransformation.

Die an die sozialistische Dogmatik des Eigentumsbe-
griffes geknüpften politisch und teilweise sogar recht-
lich relevanten Teilhabeerwartungen der Bürger konnten
nicht unberücksichtigt bleiben, ohne den gesamten Trans-
formationsprozess in Frage zu stellen. Sie fanden ihren
Niederschlag in der „sozialen Privatisierung“, die u.a.
Massenprivatisierung, Beschäftigtenvorzugsaktien und
Employee-Buy-Out umfasst. Die Konzeption einer rela-
tiv unabhängigen Staatsholding, der deutschen Treuhand
vergleichbar, hat sich für sie als kein geeignetes Modell
erwiesen.1

In diesem Kontext sollen nun die Bedeutung verschiede-
ner Beteiligungsmodelle im Rahmen der Eigentums-
transformation näher betrachtet werden. Neben den klas-
sischen kommerziellen Privatisierungsmethoden sind es
die in Ostdeutschland weitgehend bedeutungslos geblie-
benen „sozialen“ oder auch „inäquivalenten“2, die im Mit-
telpunkt des Interesses stehen. Hier wird besonders hin-
sichtlich der Frage der Restrukturierung als Indikator für
den Erfolg der Eigentumstransformation der Gegensatz
von Mitarbeitern als Eigentümern (insider-ownership)
und externen Eigentümern (outsider-ownership) unter-
sucht.

2. Breitangelegte Konzepte
gegenüber fokussierten

Idealerweise sollte ein Privatisierungsprogramm einen
Mechanismus schaffen, verschiedene Typen von Unter-
nehmen verschiedenen Gruppen von Eigentümern zuzu-
ordnen. Aufgrund der sehr unterschiedlichen Eigenschaf-
ten der Unternehmenstypen sollte diese Zuordnung wei-
terhin auf eine möglichst große Anzahl von Eigentums-
formen zurückgreifen können. Unter diesem eigentums-
relevanten Ansatz3 lassen sich nun die Transformations-
ökonomien im Hinblick auf die Ausgestaltung der Kon-
zepte in zwei Gruppen unterteilen. So fällt der Kontrast

zwischen den in Ungarn und Polen angenommenen
Privatisierungsstrategien auf der einen Seite und den in
Tschechien, Rumänien und Russland beschlossenen auf
der anderen ins Auge.

In der ersten Gruppe führen die Privatisierungskonzepte
zu relativ ausgewogenen Ergebnissen: Polen und Ungarn
entschieden sich für eine  breitangelegte Vorgehenswei-
se und wählten – im Gegensatz zu Ländern mit auf eine
Methode fokussierten Strategien – ein ausgewogenes
Konzept. In beiden Ländern existiert eine breitgefächer-
te Auswahl an Privatisierungswegen, die Unternehmen
einschlagen können. Dabei werden im Hinblick auf die
verschiedenen sich infolge der Privatisierung ergeben-
den Eigentumsstrukturen sowohl Mitarbeiter (insider)
als auch externe Investoren (outsider) – wenn auch mit
unterschiedlicher Gewichtung – berücksichtigt.

In der zweiten Gruppe dominiert eine Eigentumsform –
entweder wegen der grundsätzlichen Ablehnung von
Mitarbeiterbeteiligung, wie etwa in der Tschechischen
Republik oder aufgrund der bewussten politischen Ent-
scheidung diese zu fördern, wie in Rumänien oder Russ-
land. Ob die gesetzlichen Rahmenbedingungen, die die
Mitarbeiterbeteiligung entweder fördern oder vermeiden,
gut oder schlecht ausgearbeitet sind, mag dahinstehen;
jedenfalls spielte die Frage der Vor- und Nachteile von
Mitarbeitern oder externen Investoren als Eigentümern
der jeweiligen Unternehmen keine Rolle bei der Wahl
der Eigentumsform.

Die breitgefächerten Konzepte in Polen und Ungarn bie-
ten zumindest die Möglichkeit, dass verschiedene Un-
ternehmen für verschiedene Privatisierungsmethoden
sowie für verschiedene Typen von neuen Eigentümern
ausgesucht werden. Die Frage, ob die jeweiligen Auswahl-
mechanismen dabei zu relativ effizienten oder ineffizi-
enten Verknüpfungen von Unternehmenstyp und Eigen-
tumsstruktur führen, ist bislang ungeklärt.4 Dies gilt umso
mehr, als anzunehmen ist, dass die Ergebnisse der den
Privatisierungstransaktionen vorausgehenden Verhandlun-
gen und Ausschreibungen oft von politischen Faktoren
abhängig sind.5

Der Unterschied zwischen beiden Konzepten in den ver-
schiedenen Ländern wird besonders deutlich im Hinblick
auf die Bedeutung von Mitarbeiterkapitalbeteiligung. Ein
Überblick der genannten fünf osteuropäischen Länder ver-
anschaulicht die Gruppenbildung: siehe Tabelle.

Stellvertretend für die Gruppe der breitangelegten Kon-
zepte soll hier Polen, für die der fokussierten Konzepte
Tschechien näher betrachtet werden.
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3. Interne Eigentümer (insider)
versus externe (outsider)

Das Phänomen der stark ausgeprägten Partizipation der
Bevölkerung am Privatisierungsprozess wurzelt in den er-
wähnten politisch und teilweise sogar rechtlich relevan-
ten Teilhabeerwartungen der Bürger. Es waren zunächst
in erster Linie politische Einschränkungen, die die „so-
ziale Privatisierung“ erforderten.

a) Restrukturierungsstrategie

Ob diese Teilhabeerwartungen sich jedoch, in Methoden
wie Massenprivatisierung, Beschäftigtenvorzugsaktien
und Employee-Buy-Out oder als deren Kombination rea-
lisierten, war eine Frage der sozial- und wirtschaftspoli-
tischen Entwicklung in den einzelnen Ländern. Von ent-
scheidender Bedeutung war in diesem Zusammenhang die
gewählte Restrukturierungsstrategie. Obgleich prinzipi-
ell Einigkeit darüber besteht, dass nicht der Staat, son-
dern Privateigentümer und hier externe (outsider owner-
ship) eher als interne (insider ownership) geeignet sind,
dringend notwendige Unternehmensrestrukturierung zu
fördern,7 ist der Weg zu diesem Ergebnis umstritten.8

Zwei Konzepte stehen sich gegenüber:

(1) Systemische Restrukturierung;

(2) Micro-Restrukturierung.

Anhänger der sog. systemischen Restrukturierung sehen
die Defizite der Unternehmen in erster Linie in der über-
kommenen Planwirtschaft verwurzelt. Sie propagieren den
möglichst raschen und umfassenden Wechsel des Wir-
schaftssystems, dem die Restrukturierung auf Unter-
nehmensebene demnach automatisch folge.9 Die sog.
Micro-Restrukturierung legt den Schwerpunkt auf die
Unternehmensebene. Sie favorisiert die neuen Eigentü-
mer als Quelle von Kapital und Know-how zur Unterneh-
mensleitung.10 Während diese Strategie auf Kosten des
Privatisierungstempos bemüht ist, von Fall zu Fall die
besten privaten Eigentümer zu finden, verlässt sich er-

stere darauf, dass diese Aufgabe nach einer schnellen und
umfassenden Privatisierung von den Kapitalmärkten bes-
ser bewältigt wird.

b) Mitarbeiterkapitalbeteiligung

Eine weitere Beziehung zwischen den ausgewählten Län-
dern ergibt sich daher, wie auch aus dem Schaubild er-
sichtlich wird, aus der Bedeutung, die der Mitarbeiter-
kapitalbeteiligung in den verschiedenen Ländern zu-
kommt. Entgegen der zunächst skeptischen und oft nega-
tiven Bewertung11 haben selbst einige der wichtigsten
Stimmen12 mittlerweile die positiven Effekte dieser Kon-
zepte eingeräumt. Die Entscheidung, ob und, wenn ja, in
welchem Umfang solchen Konzepten Raum gegeben
werden sollte, war im wesentlichen von zwei Faktoren
abhängig:

(1) Programmatische Zielsetzungen der Architekten der
Transformation;

(2) die Realität der wirtschaftlichen Zwänge der Nach-
Wende-Situation.

In Ländern mit ehemals starker Unternehmensselbst-
verwaltung und einflussreichen Gewerkschaften wie Po-
len oder dem ehemaligen Jugoslawien wurde die Mitar-
beiterbeteiligung zur (Teil-)Kompensation des Macht-
verlusts der Selbstverwaltungsorgane infolge der Priva-
tisierung genutzt. Demgegenüber stand die Vision der Bür-
ger als Kleinaktionäre, die jede Bevorzugung von Arbeit-
nehmern gegenüber sonstigen gesellschaftlichen Grup-
pen als ungerecht empfand. Weiter spielt die Problema-
tik des mangelnden Investivkapitals in den Transforma-
tionsstaaten eine wichtige Rolle. Mitarbeiterkapital als
unerlässliches Komplementärelement in Verbindung mit
Leasing- und Pachtverträgen sowie Stundung des Kauf-
preises bzw. der Leasing- und Pachtraten war eine der
Lösungen. Demgegenüber stand eine Politik der  Förde-
rung neu entstehender Kapitalmärkte mit privaten Invest-
ment-Fonds, die die Rolle der Kapitalgeber übernehmen
sollten.

           Land                                Unternehmen mit                     Anteil an                   Arbeitnehmeranteil          Beschäftigte

  Untersuchte Gruppen               Arbeitnehmer-Kontrolle      Privatisierungen in %            am Kapital in %            insgesamt

       Tschechien                 3          1                                  4,4                          k.A.
 (1. Welle Voucher-Privat.)

         Ungarn                                        187                                    43                                42                          36.000
 (Eigen-Privatisierung)

           Polen                                                  1.478                                              75                                         50,8                        450.000
(Auflösungs-Privatisierung)

        Rumänien                                    600                                    98                                95                        150.000
 (alle großen Privatisierungen)

         Russland                                  6.300                                    90                               65                             k.A.
 (alle großen Privatisierungen)

Quelle: J. Searle/S. Estrin, Employee Ownership in Transition, p. 44.6
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Tschechien

– Die Vision der Bürger als Kleinaktionäre in ihrer anglo-ame-
rikanischen Prägung der Voucher- oder Coupon-Privatisie-
rung vertraute auf die „unsichtbare Hand des Marktes“.

– Schnelle systemische Restrukturierung bei hohem Privati-
sierungstempo.

– Förderung der neu entstehenden Kapitalmärkte soll den
Markt mit Kapital versorgen; kostspielige Bewertungs-
verfahren vermeidet man im Wege der Wertermittlung durch
Verteilung der Investitionspunkte während der Privatisie-
rungsrunden.

– Private Investment-Fonds übernehmen die Rolle der Kapi-
talgeber und üben faktisch die Eigentümerrechte aus.

Polen

– Ihr kontinentaleuropäisches Pendant dagegen stützte sich
auf ein breitgefächertes Konzept unter Einbeziehung auch
der Mitarbeiterbeteiligung (Insider-Privatisierung).

– Micro-Restrukturierung unter Inkaufnahme eines langsa-
meren Privatisierungstempos.

– Kapitalmangel wird durch Leasing- und Pachtverträge so-
wie Stundung des Kaufpreises bzw. der Leasing- und Pacht-
raten kompensiert; die Bewertungsfrage entfällt bei der
streng reglementierten Massenprivatisierung.

– Der Staat bleibt oft Eigentümer  kommerzialisierter Unter-
nehmen, er übt über verbleibende Beteiligungen bewusst
Einfluss aus.

c) Graduelle Abstufung Polen – Slowakei – Tschechien

Sowohl bei der Wahl der Restrukturierungsstrategie als auch hinsichtlich der Mitarbeiterbeteiligung standen sich
Tschechien und Polen als Gegensatzpaar gegenüber:

Dabei repräsentiert Polen hier eine „soziale Privatisie-
rungsstrategie“, während Tschechien – im Gegensatz zu
Rumänien oder Russland etwa – beispielhaft für die „kom-
merzielle Privatisierung“ ist. Die Slowakei steht sowohl
bezüglich der oben beschriebenen  konzeptuellen Aus-
gestaltung als auch hinsichtlich der Restrukturierungs-
strategie und Mitarbeiterbeteiligung zwischen Polen und
Tschechien. Die politischen Grundsatzentscheidungen
und ihre Begründungen sind in diesem Land zwischen der
„kommerziellen“ und der „sozialen“ Strategie angesiedelt.

4. Schlussfolgerungen

Der grundlegende Unterschied zwischen den hier vorge-
stellten Modellen ist somit zunächst in den grundsätz-
lich verschiedenen Privatisierungs- und Restrukturie-
rungsstrategien begründet, eine zweite Differenzierungs-
linie bildet die Behandlung der Mitarbeiterbeteiligung.
Es ergibt sich folgende Abstufung: Polen – Slowakei –
Tschechien.

Die breitangelegte Konzeption Polens war durch viele
verschiedene Wege bei einer schmalen gesetzlichen Ba-
sis charakterisiert. Sie hatte den Vorteil, Wechselwir-
kungen frühzeitig einbeziehen zu können sowie nicht von
der Erreichung nur eines Zieles abhängig zu sein. Außer-
dem bot sie die Möglichkeit, Unternehmen gezielt un-
terschiedlichen Eigentumsformen bzw. -strukturen zuzu-
führen. Verbunden mit der Möglichkeit, dass Unterneh-
men nicht zufällig neuen Eigentumsformen zugeordnet
werden, stellt sich nun die Frage, ob und wenn ja in wel-
chem Maße sich eine Korrelation zwischen verschiede-
nen Eigentumsstrukturen und dem Erfolg der Eigentums-
transformation feststellen lässt.13

Die soziale Dimension gewinnt besonders in von Krisen
geschüttelten Ländern mit noch nicht ausreichender
politischer Stabilität an Bedeutung. So ist z. B. der Über-

raschungserfolg des äußerst fragwürdigen polnischen
Präsidentschaftskandidaten Tyminski bei den Wahlen
199114 zu einem erheblichen Teil auf die sozialen Frik-
tionen und die große Verunsicherung in der Bevölkerung
zurückzuführen. In dieser Situation tritt neben den
ordnungs- und wirtschaftspolitischen Aufgaben noch eine
weit verantwortungsvollere, nämlich die sozialpolitische,
in den Vordergrund. Der vieldiskutierte „Dritte Weg“ –
als politisch-ökonomisches Modell derzeit unter den So-
zialdemokraten innerhalb der Europäischen Union kon-
trovers diskutiert15 – könnte hier während der Übergangs-
phase in modulierter Form durchaus geeignet sein, die
Erschütterungen des sozialen Gebäudes abzufedern.

Ref. iur. Jens Lowitzsch ist Wissenschaftlicher Mitar-
beiter am Arbeitsbereich Recht und Wirtschaft des Ost-
europa-Instituts der FU Berlin.
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Europa zwischen Osten und Westen
Ein Blick auf die Frühphase der Europäischen Integration
von Maximilian Müller-Härlin, Berlin

Wer von „Europa“ spricht, meint oft die Europäische
Union. Das war schon vor fünfzig Jahren kaum an-

ders. Damals gab es zwar die EU noch nicht, aber man
schickte sich an, auf Initiative des französischen Außen-
ministers Robert Schuman, inspiriert von Jean Monnet,
dem kosmopolitischen Leiter einer Behörde für die Neu-
strukturierung der französischen Wirtschaft, die Euro-
päische Gemeinschaft für Kohle und Stahl (EGKS) zu
schaffen.1 Und obwohl das Projekt nur zwischen sechs
Ländern diskutiert wurde und im Kern den ersten Schritt
der deutsch-französischen Aussöhnung auf praktischem
Gebiet betraf, sprach man selbstbewusst vom Beginn der
„europäischen Integration“. Europa sei hier instrumen-
talisiert worden, hieß bald ein häufiger Vorwurf. Wer ihn
machte, nahm allerdings für sich in Anspruch, zu wissen,
was das eigentliche Europa sei. Wie es in Deutschland
und Frankreich in den Debatten um die ersten Schritte
der „europäischen Integration“ in Abgrenzung vom kom-
munistischen „Osten“ und vom amerikanischen „Westen“
bestimmt wurde, darum geht es im folgenden. Die Her-
angehensweise bedarf allerdings einer kurzen Erläuterung.

Ein bisschen Theorie

Zu den Bemühungen der letzten Jahre, neue historische
Perspektiven zu eröffnen, gehört eine neue Aufmerksam-
keit der Historiker für die Wahrnehmungen der Zeit, die
sie bearbeiten.2 Bis dahin hatte man das Thema weitge-
hend Schriftstellern und Psychologen überlassen. Man
nahm sich seiner an, als immer deutlicher wurde, dass
Geschichte selbst von der Wahrnehmung desjenigen, der
sie schreibt, nicht zu trennen ist. Vor diesem Hintergrund
interessierte man sich stärker für die Wahrnehmung an-
derer. Nach den letztlich unbefriedigenden Versuchen,

objektive Strukturen zu beschreiben, denen die Menschen
mehr oder weniger ausgeliefert, derer sie sich jedenfalls
nicht bewusst sind, ist man nun – im Bewusstsein eige-
ner Standortgebundenheit – stärker bereit, wieder die
Menschen der Zeit zu Wort kommen zu lassen, für die
man sich interessiert. Um neue Erkenntnisse daraus zu
gewinnen oder um ältere Erkenntnisse zu modifzieren,
genügt es freilich nicht, einfach diverse Zeitgenossen zu
zitieren. Aussagen müssen vielmehr in Zusammenhang
mit anderen gestellt und rhetorisch geprüft werden, um
herauszufinden, ob sie typisch oder untypisch sind.3

Die politikinteressierte Zeitgeschichte hat sich bislang
gegenüber den Fragen der Wahrnehmung als erstaunlich
resistent erwiesen. Im Fall der europäischen Einigung
stürzen sich die Historiker nach wie vor in die Archive,
um herauszufinden, wie alles „wirklich“ vor sich ging. Die
Stimmen der Zeitgenossen hingegen – beispielsweise der
Journalisten oder der Parlamentarierer – interessieren
sie kaum.4 Die folgende Darstellung bezieht sich auf eine
genaue Auswertung deutscher und französischer Parla-
mentsreden über den Schuman-Plan,5 also auf die Wahr-
nehmung derer, die das Projekt abstimmen mußten. Der
Schuman-Plan selbst ist Anlass der Aussagen und Grund
ihrer unbedingten Vergleichbarkeit, aber nur insofern
Gegenstand der Untersuchung, als ihm im frühen Ost-
West-Konflikt Bedeutung zugemessen wird. Er war in
Frankreich als Gegengewicht zu einer amerikanischen
Deutschland-Politik entstanden, die die Bundesrepublik
wirtschaftlich und politisch stärken und letztlich in die
Souveränität entlassen wollte. In der Bundesrepublik wur-
de er in direktem Zusammenhang mit den Eingriffsrechten
der Westalliierten gesehen, besonders im Bereich von
Kohle und Stahl. Auch die frühe Absage Großbritanniens
wurde zum wichtigen Diskussionsgegenstand.6




